
Gesetzblatt Nr. 80 — Ausgabetag: 6. Juli 1951 653

§ 4
Die aus der Eintragung oder Löschung sich er­

gebenden Änderungen werden zu Beginn des nach­
folgenden Kalenderjahres wirksam. Erfolgt die Ein­
tragung oder Löschung erst in den letzten fünf Mo­
naten des laufenden Kalenderjahres, so wird die 
Änderung erst zu Beginn des übernächsten Kalender­
jahres wirksam. g g

Kommunale Straßen sind alle dem öffentlichen 
Verkehr dienenden Gemeindestraßen, Kommunika- 
tions- und Wirtschaftswege mit Ausnahme derjeni­
gen Ortsdurchfahrten, welche der Verwaltung der 
Generaldirektion Kraftverkehr und Straßenwesen 
bzw. der Hauptabteilungen Verkehr und Straßen­
wesen der Landesregierungen unterliegen.

I
Zu § 3 der Verordnung

§ 6
Im Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik 

wird die Größe der Bezirke der Straßeninspektionen 
und deren Straßenmeistereien sowie der Autobahn­
meistereien durch das Ministerium für Verkehr der 
Deutschen Demokratischen Republik nach Maßgabe 
der zu verwaltenden kilometrischen Länge einheit­
lich geregelt. Aus regionalen Besonderheiten sich 
ergebende Abweichungen können zugelassen werden. 
Zu § 4 der Verordnung

§ 7
(1) Leitende Angestellte bei der Straßenverwal­

tung der Länder im Sinne des § 4 Abs. 2 der Ver­
ordnung sind die Leiter der Abteilung Straßen­
wesen, die Leiter des Referats Straßen und des 
Referats Brücken in der Abteilung Straßenwesen 
und die Leiter der Straßeninspektionen. Das Vor­
schlags- und Einspruchsrecht der Generaldirektion 
Kraftverkehr und Straßenwesen kann nach ihrem 
Ermessen auch auf die Leiter der Autobahnmeiste­
reien und Straßenmeistereien ausgedehnt werden.

(2) Bei Einstellung von leitenden Angestellten bei 
den Straßenverwaltungen der Länder sind vor der 
Bestätigung die Personalunterlagen der General­
direktion Kraftverkehr und Straßenwesen zur 
Stellungnahme einzureichen. Beabsichtigte Ver­
setzungen sind der Generaldirektion Kraftverkehr 
und Straßenwesen anzukündigen. Die Personalunter­
lagen sind in diesen Fällen der Genefaldirektion 
Kraftverkehr und Straßenwesen auf Anforderung 
einzureichen. Einstellungen und Versetzungen wer­
den erst dann wirksam, wenn die Generaldirektion 
Kraftverkehr und Straßenwesen der Hauptabteilung 
Verkehr und Straßenwesen ihr Einverständnis er­
klärt hat.

(3) Macht die Generaldirektion Kraftverkehr und 
Straßenwesen von ihrem Vorschlags- und Einspruchs­
recht nach § 4 Abs. 2 der Verordnung Gebrauch, so 
hat sie den Einspruch ausführlich zu begründen. 
Wird mit dem zuständigen Ministerium des Landes 
keine Übereinstimmung erzielt, so kann die Ent­
scheidung des Ministeriums des Innern der Deut­
schen Demokratischen Republik herbeigeführt wer­
den.

(4) Entlassungen von Angestellten des im Abs. 1 
genannten Personenkreises sind der Generaldirektion 
Kraftverkehr und Straßenwesen anzukündigen, 

i Schlägt die Generaldirektion Kraftverkehr und 
j.gtraßenwesen die Entlassung eines Angestellten vor

oder erhebt sie Einspruch gegen eine Entlassung, so 
ist dies von ihr ausführlich zu begründen. Die Ent­
scheidung des Ministeriums des Innern der Deut­
schen Demokratischen Republik kann herbeigeführt 
werden, wenn direkte Verhandlungen zwischen der 
Generaldirektion Kraftverkehr und Straßenwesen’ 
und dem zuständigen Ministerium des Landes er­
folglos bleiben.
Zu § 5 der Verordnung § g

(1) Eine Ortsdurchfahrt im Sinne des § 5 Abs 3 der 
Verordnung ist der Teil einer Durchfahrtsstraße, 
welcher innerhalb der geschlossenen Ortslage liegt.

(2) Geschlossene Ortslage ist derjenige Teil eines 
Gemeindebezirkes, der, in geschlossener oder offener 
Bauweise zusammenhängend, mit Wohnhäusern, ge­
werblichen oder öffentlichen Bauten bedeckt ist. Ein­
zelne unbebaute Baustellen, zur Bebauung ungeeig­
netes oder ihr entzogenes Gelände oder einseitige 
Bebauung unterbrechen den Zusammenhang nicht.

(3) Beginn und Ende der Ortsdurchfahrt sind zu 
kennzeichnen, Änderungen werden bei Fernver­
kehrsstraßen durch die Generaldirektion Kraftver­
kehr und Straßenwesen im Einvernehmen mit dem 
Ministerium für Aufbau der Deutschen Demokrati­
schen Republik, bei Landstraßen I. und II. Ordnung 
durch die Hauptabteilungen Verkehr und Straßen­
wesen der Landesregierungen im Einvernehmen mit 
den Gemeinden und der Hauptabteilung Aufbau der 
Landesregierungen vorgenommen.

(4) Die Veränderung der Grenzen der Ortsdurch­
fahrten wird durch Eintragung in die Straßenkarten, 
nach Maßgabe des § 4 dieser Durchführungsbestim­
mung wirksam.

(5) Hinsichtlich der Verwaltung der Ortsdurch­
fahrten ist im Jahre 1951 weiterhin nach den Be­
stimmungen der Haushaltsrichtlinien 1951 des Mi­
nisteriums der Finanzen der Deutschen Demokrati­
schen Republik vom 31. Juli 1950 zu verfahren.

§ 9
Besteht eine Gemeinde, deren Einwohnerzahl die 

im § 5 Abs. 3 der Verordnung festgelegte Grenze 
übersteigt, aus mehreren nicht unmittelbar zusam­
menhängenden Ortsteilen oder steht die Länge der 
Ortsdurchfahrt infolge der Geländeverhältnisse in 
offensichtlichem Mißverhältnis zur Einwohnerzahl 
der Gemeinde, so kann die Generaldirektion Kraft­
verkehr und Straßenwesen von Fall zu Fall bestim­
men, daß die Verwaltung der Ortsdurchfahrt der­
jenigen Dienststelle übertragen wird, die den an- 
schließendenStraßenzug zu verwalten hat. Die Über­
tragung wird durch Eintragung in die Straßenkartei 
nach Maßgabe des § 4 dieser Durchführungsbestim­
mung wirksam. g jq

Besitzen Gemeinden, die ihre Ortsdurchfahrten 
selbst verwalten, hierfür kein geeignetes technisches 
Personal, so können sie die Übernahme der Verwal­
tung durch diejenige Dienststelle der Straßenver­
waltung beantragen, die den an die Ortsdurchfahrt 
anschließenden Straßenzug verwaltet.
Zu § 6 der Verordnung

§ 11
(1) Bei der Aufstellung der jährlichen Haushalts­

voranschläge für das Straßenwesen sind für die 
Verwaltung der Autobahnen und Fernverkehrs-


